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 Fiskalische Effizienz der Abgeltungsteuer

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Zum  1.  Januar  2009  wird  eine  Abgeltungsteuer  auf  Kapitalerträge  eingeführt.
 Diese  soll  weitestgehend  an  der  Quelle  –  dem  jeweiligen  Kreditinstitut  bzw.  der
 den  Kapitalertrag  auszahlenden  Stelle  –  erhoben  und  von  dort  an  das  zu-
 ständige  Finanzamt  weitergeleitet  werden.  Nur  in  Einzelfällen,  so  beim  Fehlen
 einer  inländischen  auszahlenden  Stelle,  muss  der  Steuerpflichtige  dem  Finanz-
 amt  die  Kapitalerträge  mitteilen.  Weiter  plant  die  Bundesregierung,  den
 Kontenabruf  auf  die  Fälle  zu  beschränken,  in  denen  dieser  auch  nach  Einfüh-
 rung  der  Abgeltungsteuer  erforderlich  bleibe,  um  die  Steuerfestsetzung  und
 - erhebung zu gewährleisten.

 1.  Worauf  stützt  die  Bundesregierung  ihre  Annahme,  die  Abgeltungsteuer
 werde  die  Verlagerung  von  Vermögen  ins  Ausland  nennenswert  reduzieren
 und  illegal  ins  Ausland  gebrachte  Bestände  rückführen  –  insbesondere  nach
 den  geringen  Erfolgen  der  Steueramnestie  und  angesichts  der  Tatsache,  dass
 nicht  angegebene  Kapitalerträge  einem  Steuersatz  von  null  Prozent  unter-
 liegen?

 2.  In  welcher  Höhe  schätzt  die  Bundesregierung  die  Rückführung  von  illegal
 ins  Ausland  gebrachtem  Vermögen,  und  auf  welcher  Grundlage  erfolgt
 diese Schätzung?

 Die Fragen 1 und 2 werden im Zusammenhang beantwortet.

 Zunächst  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Transfer  von  Kapital  –  unter  Beach-
 tung  der  Vorschriften  des  Geldwäschegesetzes  –  selbstverständlich  legal  ist  bzw.
 sogar  durch  die  EU-rechtliche  Kapitalverkehrsfreiheit  vor  ungerechtfertigten
 staatlichen  Eingriffen  geschützt  wird.  Mangels  Datenmaterials  können  weder
 der  Umfang  des  Auslandsvermögens  von  in  der  Bundesrepublik  Deutschland
 steuerpflichtigen  privaten  Kapitalanlegern  noch  der  Umfang  des  möglicher-
 weise  wieder  in  die  Bundesrepublik  Deutschland  zurücktransferierten  Kapital-
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  vom  23.  Juni  2008  über-
 mittelt.
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vermögens  seriös  geschätzt  werden.  In  die  Berechnungen  zu  den  steuerlichen
 Auswirkungen  der  Abgeltungsteuer  im  Rahmen  der  Unternehmensteuerreform
 2008 wurden keine derartigen Schätzungen einbezogen.

 Eines  der  Ziele  der  ab  2009  geltenden  Abgeltungsteuer  –  mit  der  die  Bundes-
 republik  Deutschland  eine  moderne  Kapitalertragsbesteuerung  erhält  –  ist  es,
 Kapitalabflüsse  zu  reduzieren  und  einen  Anreiz  für  Kapitalrückflüsse  zu  setzen.
 Der  attraktive  Abgeltungsteuersatz  von  25  Prozent  bietet  einen  wirksamen  An-
 reiz  für  steuerehrliches  Verhalten.  Auch  sind  Kapitaltransfers  ins  Ausland  mit
 dem  Ziel  der  Steuerhinterziehung  typischerweise  mit  beträchtlichen  Kosten
 z.  B.  für  die  Verschleierung  des  Übertragungsweges  oder  für  die  Gründung  und
 Verwaltung  von  zur  Abschirmung  eingesetzten  rechtlichen  Konstruktionen  ver-
 bunden.  Schließlich  reduziert  sich  ein  etwaiger  wirtschaftlicher  Vorteil  einer
 Kapitalflucht  in  sog.  Steueroasen  durch  die  in  der  Regel  hohen  Kosten  und  Ge-
 bühren  und  in  bestimmtem  Umfang  auch  durch  dort  anfallende  Steuern.  Unter
 Berücksichtigung  dieser  Umstände  geht  die  Bundesregierung  von  einer  nicht
 quantifizierbaren  Reduzierung  der  Steuerflucht  aufgrund  der  Einführung  einer
 Abgeltungsteuer aus.

 Auch  ist  das  in  der  Frage  angesprochene  Gesetz  zur  Förderung  der  Steuer-
 ehrlichkeit  in  der  Gesamtbetrachtung  als  Erfolg  anzusehen,  da  das  damit  ver-
 bundene  Ziel  –  im  Interesse  der  Steuergerechtigkeit  die  Steuerbasis  langfristig
 zu  sichern,  indem  die  Steuerquellen  auch  tatsächlich  der  Besteuerung  unterwor-
 fen  werden  können  –  erreicht  wurde.  Insgesamt  ist  u.  a.  durch  die  EU-Zinsricht-
 linie,  die  vertraglichen  Vereinbarungen  über  die  Zinsbesteuerung  mit  Dritt-
 staaten  und  den  vom  Vereinigten  Königreich  und  den  Niederlanden  abhängigen
 bzw.  assoziierten  Gebieten,  den  fortlaufend  verbesserten  Informationsaustausch
 zwischen  den  EU-Mitgliedstaaten  und  den  Staaten  des  Europäischen  Wirt-
 schaftsraums,  die  Bargeldkontrollen  des  Zolls  sowie  die  Kontenabrufmöglich-
 keit  der  Finanzbehörden  das  Risiko  der  Aufdeckung  von  Steuerverkürzungen
 und Steuerhinterziehungen deutlich gestiegen.

 3.  Mit  welchen  Maßnahmen  möchte  die  Bundesregierung  verhindern,  dass  im
 Ausland  erzielte  Kapitalerträge  dem  heimischen  Fiskus  verborgen  bleiben,
 und in welchem Ausmaß wird dieses ihrer Einschätzung nach gelingen?

 Aufgrund  der  staatlichen  Souveränität  jedes  Landes  sind  die  Möglichkeiten  der
 nationalen  Gesetzgeber  und  Regierungen  bei  Auslandssachverhalten  begrenzt.
 Die  Bundesrepublik  Deutschland  unternimmt  erhebliche  Anstrengungen,  um
 die  Verifikationsmöglichkeiten  bei  Auslandssachverhalten  zu  verbessern.  Bei-
 spielhaft  seien  die  Bemühungen  um  eine  Aufnahme  von  Auskunftsklauseln  in
 Doppelbesteuerungsabkommen  und  die  aktive  Teilnahme  an  der  OECD-Initia-
 tive  zur  Eindämmung  schädlichen  Wettbewerbs  genannt.  Auch  im  Bereich  der
 EU-Zinsrichtlinie  und  der  EU-Amtshilferichtlinie  sowie  im  Bereich  der  Rechts-
 hilfe  in  Strafsachen  arbeitet  die  Bundesregierung  an  einer  Erweiterung  und  Ver-
 besserung  ihrer  Kontrollmöglichkeiten.  Konkrete  Fortschritte  hängen  jedoch
 von  Zugeständnissen  insbesondere  sog.  Steueroasenländer  ab,  denen  regel-
 mäßig  langwierige  Verhandlungsprozesse  vorangehen.  Eine  Quantifizierung  des
 Erfolgs derartiger Bemühungen ist nicht möglich.

 4.  Mit  welchen  Maßnahmen  möchte  die  Bundesregierung  verhindern,  dass  der
 Sparerpauschbetrag  nicht  mehrfach  –  z.  B.  durch  eine  Aufteilung  des
 Kapitalbestandes  auf  verschiedene  Länder  –  beansprucht  wird,  und  in
 welchen Ausmaß wird dieses ihrer Einschätzung nach gelingen?

 Für  den  Sparer-Pauschbetrag  gilt  das  bisherige  Kontrollverfahren  nach  §  45d
 des  Einkommensteuergesetzes  (EStG)  für  den  Sparer-Freibetrag  fort.  Das  heißt
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die  freigestellten  Beträge  sind  von  den  deutschen  Kreditinstituten  an  das  Bun-
 deszentralamt  für  Finanzen  zu  melden,  das  bei  Überschreitungen  weitere  Maß-
 nahmen  veranlasst.  Im  Ausland  erzielte  Kapitalerträge  sind  auch  bei  etwaigen
 ausländischen  Freibeträgen  in  voller  Höhe  im  Inland  steuerpflichtig.  Im  Übrigen
 wird für Auslandssachverhalte auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

 5.  Sieht  die  Bundesregierung  eine  Gefahr  steuerlicher  Umgehungsmög-
 lichkeiten  durch  die  Verlustverrechnung  von  Veräußerungsgeschäften  mit
 laufenden  Kapitalerträgen,  und  wenn  ja,  welche  Gegenmaßnahmen  schlägt
 sie vor?

 6.  Warum  ermöglicht  die  Bundesregierung  die  Verlustverrechnung  von  Ver-
 äußerungsgeschäften mit laufenden Kapitalerträgen?

 Die Fragen 5 und 6 werden im Zusammenhang beantwortet.

 Bislang  waren  Veräußerungsgewinne  aus  Wertpapieren  –  abgesehen  von  sog.
 Finanzinnovationen  im  Sinne  des  §  20  Abs.  2  Nr.  4  des  Einkommensteuergeset-
 zes  –  außerhalb  der  Jahresfrist  grundsätzlich  steuerfrei.  Dies  hat  zu  der  Entwick-
 lung  einer  unüberschaubaren  und  ständig  wachsenden  Zahl  von  komplizierten
 Finanzprodukten  geführt,  die  zur  Steueroptimierung  laufenden  Ertrag  in  steuer-
 neutrale  Veräußerungs-  bzw.  Kursgewinne  umgestalten.  Eines  der  Ziele  der  Ab-
 geltungsteuer  ist  es,  diesen  Steuersparmodellen  den  Boden  zu  entziehen  und
 gleichzeitig  eine  erhebliche  Vereinfachung  durch  die  Gleichbehandlung  aller
 Arten  von  Kapitalerträgen  zu  erzielen.  Für  die  Besteuerung  soll  es  in  der  Regel
 gerade  nicht  mehr  darauf  ankommen,  ob  es  sich  um  einen  laufenden  Ertrag  oder
 um  einen  Veräußerungsgewinn  handelt.  Dementsprechend  kann  im  Verlustfall
 grundsätzlich  auch  nicht  mehr  zwischen  verschiedenen  Arten  von  Kapitalerträ-
 gen  unterschieden  werden.  Lediglich  bei  den  leicht  abgrenzbaren  Verlusten  aus
 Aktienveräußerungen  ist  aufgrund  der  beträchtlichen  Gefahren  für  den  Staats-
 haushalt  eine  Sonderregelung  getroffen  worden.  Die  steuerliche  Verlustverrech-
 nung  ist  letztlich  also  eine  spiegelbildliche  Folge  der  Einführung  einer  generel-
 len Steuerpflicht entsprechender Gewinne.

 7.  Wie  wird  die  Bundesregierung  die  sachgemäße  Verlustverrechnung
 gewährleisten  bzw.  prüfen,  wenn  ein  Anleger  bei  mehreren  Kreditinstituten
 Depots hält?

 Verluste  und  Erträge,  die  bei  verschiedenen  Kreditinstituten  entstehen,  können
 nur  im  Rahmen  einer  Veranlagung  durch  das  Finanzamt  miteinander  verrechnet
 werden. Eine ordnungsgemäße Verlustverrechnung ist damit sichergestellt.

 8.  In  welcher  Höhe  erwartet  die  Bundesregierung  Steuerausfälle  dadurch,  dass
 der  persönliche  Einkommensteuersatz  sinkt,  weil  die  Besteuerung  von
 Kapitaleinkünften  von  anderen  Einkommensarten  getrennt  erfolgt  und
 somit nicht mehr progressionswirksam ist?

 Die  Steuermindereinnahmen  durch  Einführung  einer  Abgeltungsteuer  waren  im
 Zusammenhang  mit  der  Reform  der  Unternehmensbesteuerung  mit  870  Mio.
 Euro beziffert worden.



Drucksache 16/9827 – 4 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
9.  Rechnet  die  Bundesregierung  mit  Steuerausfällen  dadurch,  dass  ordent-
 liche  Erträge  innerhalb  eines  Investmentfonds  in  außerordentliche  steuer-
 freie  Gewinne  aus  Termingeschäften  umgewandelt  werden,  und  wenn  ja,
 welche Gegenmaßnahmen schlägt sie vor?

 10.  Sind  der  Bundesregierung  weitere  Modelle  bekannt,  die  Abgeltungsteuer
 zu umgehen, und wenn ja, welche Gegenmaßnahmen schlägt sie vor?

 Die Fragen 9 und 10 werden im Zusammenhang beantwortet.

 Die  Bundesregierung  beobachtet  die  Entwicklungen  am  Kapitalmarkt  sorgfältig
 und  wird  erforderlichenfalls  den  gesetzgebenden  Körperschaften  ergänzende
 oder korrigierende Regelungen vorschlagen.

 11.  Wie  wird  zukünftig  –  analog  zur  Lohnsteuerprüfung  –  sichergestellt,  dass
 die Abgeltungsteuer ordnungsgemäß abgeführt wird?

 Die  Kreditinstitute  haften  für  vorsätzlich  oder  grob  fahrlässig  nicht  einbehaltene
 und/oder  nicht  abgeführte  Kapitalertragsteuer  und  tragen  dabei  auch  die  Beweis-
 last für fehlenden Vorsatz oder fehlende grobe Fahrlässigkeit.

 Weiterhin  ist  im  Vergleich  zum  Lohnsteuerbereich  die  Zahl  der  zu  prüfenden
 Abzugsverpflichteten  beträchtlich  kleiner.  Nach  Angaben  der  Deutschen  Bun-
 desbank  gab  es  Ende  2007  rund  2  300  Kreditinstitute  in  der  Bundesrepublik
 Deutschland.  Hinzu  tritt  ein  standardisierter  und  automatisierter  Steuerabzug  bei
 den  Kreditinstituten,  sodass  die  Zahl  individueller  Fehler  gering  sein  dürfte.
 Gleichwohl  wird  die  Bundesregierung  die  Länder,  in  deren  Verwaltungshoheit
 der  Steuervollzug  liegt,  bitten,  die  Prüfungen  im  Bereich  der  Kapitalertragsteuer
 zu intensivieren.

 12.  Erwartet  die  Bundesregierung  durch  die  Abgeltungsteuer  nach  aktuellem
 Stand  mehr  oder  weniger  Bürokratiekosten  für  die  Finanzbehörden  und
 Kreditinstitute, und in je welcher Höhe?

 Durch  den  Wegfall  der  Jahresbescheinigung  nach  §  24c  EStG  im  Rahmen  der
 Einführung  der  Abgeltungsteuer  erwartet  die  Bundesregierung  eine  Reduzie-
 rung  der  Bürokratiekosten  bei  Unternehmen  um  rd.  150  Mio.  Euro.  Hinsichtlich
 des  zu  erwartenden  Rückgangs  der  Bürokratiekosten  bei  den  Finanzbehörden  ist
 eine  Quantifizierung  noch  nicht  erfolgt.  Im  Rahmen  der  Umsetzung  des  Stan-
 dardkostenmodells  werden  zunächst  die  Bürokratiekosten  für  Unternehmen  ge-
 messen und ausgewiesen.

 13.  Geht  die  Bundesregierung  nach  wie  vor  im  Zusammenhang  mit  der  Ab-
 geltungsteuer von 870 Mio. Euro Steuermindereinnahmen aus?

 Es liegt keine neue Schätzung vor.
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